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SN-Gespräch mit Caritas-Präsident
Michael Landau über falsche politi-
sche Signale und wie Integration
trotzdem gelingen kann.

SN: Die Bundesregierung ist
jetzt in der Asylpolitik aktiv
geworden.Wie ist Ihre Bilanz?
Landau: Ich glaube, dass die Bun-
desregierung mit ihren Beschlüssen
über das Ziel hinausgeschossen ist.
Wenn die Innenministerin von ei-
ner Schubumkehr der Vernunft
spricht, dann sehe ich die nicht. Ich
habe vielmehr Sorge, dass die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen
Union in einen Bewerb der Graus-
lichkeiten einsteigen. Nicht nur,
aber eben auch Österreich.

Klar ist, dass Schweden, Deutsch-
land und Österreich 2015 Beachtli-
ches geleistet haben. Wenige Län-
der können aber nicht auf Dauer die
Aufgaben für ganz Europa überneh-
men. Es braucht also eine europäi-
sche Lösung. Was momentan pas-
siert, ist nationalstaatliche Kräfte-
meierei auf dem Rücken schutz-
suchender Menschen.

SN: Die europäische Lösung
steht in den Sternen.Musste
Österreich nicht handeln?
Ich habe Verständnis dafür, dass es
um eine fordernde Situation geht,
aber ich warne davor, leichtfertig
falsche Antworten zu geben. Für
mich sind Asyl auf Zeit, Obergren-
zen oder die Errichtung von Elends-
zonen innerhalb der Europäischen
Union falsche Antworten, die uns
nicht weiterführen. Heinz Fass-
mann, der Vorsitzende des Beirats
im Integrationsministerium, hat die
Asylobergrenze als Sackgasse be-
zeichnet. Das sehe ich genauso.
Hier werden Flüchtlinge als Faust-
pfand genommen, weil Europa sich
nicht auf eine gemeinsame Vor-
gangsweise verständigen kann.

Österreich und andere Länder
Europas sind derzeit auf Biegen und
Brechen bemüht, Menschen auf der
Flucht ein hässliches Gesicht zu zei-
gen. Aber je mehr wir uns darum
bemühen, hässlicher zu werden,
umso mehr müssen wir uns fragen,
ob wir uns dann selbst noch in den
Spiegel schauen können.

SN: Es war aber offenbar ein
Problem, dassÖsterreich sehr
attraktiv für Flüchtlinge ist.
Eine aktuelle Studie der OECD zeigt
ganz klar, dass die Attraktivität ei-
nes Landes für Flüchtlinge nicht am
Sozialsystem liegt. Es liegt vielmehr
an anderen Fragen: Wo gibt es faire
Verfahren, wo gibt es einen familiä-
ren Anschluss und wo leben schon

Österreich habe 2015 Großes geleistet, sagt Michael Landau – und
fordert Selbstbewusstsein statt eines Wettbewerbs der Grauslichkeiten.

Asyl auf Zeit ist ein

Placebo
Menschen aus meiner Heimat? Au-
ßerdem ist es eine Frage der Geogra-
fie. Wenn pakistanische Flüchtlinge
nach Großbritannien wollen, dann
nicht, weil dort das Sozialsystem at-
traktiv ist, sondern weil sie An-
schluss finden an Landsleute, die
schon in Großbritannien leben.

Daher wird auch jedes europäi-
sche Quotensystem nur funktionie-
ren, wenn es vergleichbare Verfah-
rens- und Entscheidungsstandards
gibt. Sonst werden Menschen in
jene Länder gehen, von denen sie
hoffen, dass ihre Asylgründe besser
verstanden und anerkannt werden.

SN: Sie sagen, Österreich habe
jetzt die falschen Antworten
gegeben.Was ist bei Asyl auf
drei Jahre falsch? Das gab
es schon als Kann-Bestimmung.
Asyl auf drei Jahre ist ein Placebo
mit negativen Nebenwirkungen.
Heute schon besteht die Möglich-
keit, Asyl abzuerkennen, wenn die
Gründe weggefallen sind. Es
braucht dafür also keine neuen
rechtlichen Rahmenbedingungen.

Aber ich warne davor, dass dieses
Asyl auf Zeit massive negative Aus-
wirkungen auf die Integration ha-
ben wird. Und Integration ist eine
der großen Aufgaben, die anstehen.
Wer soll jemanden beschäftigen,
wer soll in die Ausbildung eines
Mitarbeiters investieren, wenn er
nicht weiß, ob derjenige nicht nach
drei Jahren vielleicht wieder weg
ist? Wer soll sich nach Kräften be-
mühen, hier anzukommen und die
Sprache und die Kultur zu erlernen,
wenn er oder sie drei Jahre lang das
Damoklesschwert der zweiten Ent-
scheidung über sich hängen hat?

Asyl auf Zeit ist aber nicht nur
ein massives Integrationshindernis.
Auch die Behörde ist schon heute
an und über der Belastungsgrenze.
Sie zu zwingen, jedes Verfahren
noch einmal in die Hand zu neh-
men und erneut zu prüfen, ist ein
enormer Bürokratieschub ohne ver-
nünftig zu erwartenden Nutzen.

SN: Das Bemühen um Integration
ist derzeit zugedeckt von der
Abschottungspolitik. Wie
kann Integration wieder das
zentrale Themawerden?
Wir müssen alles unternehmen, da-
mit aus der Quartierkrise von heute
nicht die Integrationskrise von

morgen wird. Es geht um Sprach-
kurse von Anfang an, um rasche
Anerkennung der erworbenen
Qualifikationen, um die Möglich-
keit, sich selbst einzubringen und
durch Arbeit einen Beitrag zu leis-
ten. Wir müssen die Chance sehen,
dass viele Menschen mit Qualifika-
tionen kommen und mit der Bereit-
schaft, sich nach Kräften in unse-
rem Land einzubringen.

SN: Sie kommen aber auch
mit einer erheblich anderen
Kultur. Viele fragen, wie das
zusammengehen soll.
Ich denke unter anderem an Cari-
tas-Projekte in Niederösterreich,
die Menschen miteinander ins Ge-
spräch gebracht haben, ich denke
an das Projekt Sport und Integra-
tion in der Steiermark, ich denke an
Lerncafés, wo Kinder miteinander
lernen, ich sehe die vielen Freiwilli-
gen, die engagiert sind in Sprach-
kursen oder Kulturangeboten.

Das alles muss gefördert und ge-
stärkt werden. Daher bereitet es mir
Sorge, dass unter dem Stichwort
„Schuld ist die Willkommenskul-
tur“ genau jene Menschen, die sich
für andere einsetzen, diffamiert
werden. Die Menschen fliehen
nicht, weil man sie einlädt, sondern
weil ihre Häuser bombardiert wer-
den und man sie zu Hause tötet.

SN: Die berühmte Einladung
von AngelaMerkel hat den
Prozess nicht beschleunigt?
Dazu habe ich die Innenministerin
im Ohr, die gesagt hat, sie habe
schon sehr lang vorher auf diese Si-
tuation hingewiesen. Aus meiner
Sicht haben Deutschland und Ös-
terreich in einer humanitären Not-
lage im Vorjahr richtig reagiert. Jetzt
müssen wir nachdenken, wie wir
europaweit wieder zu einem rechts-
konformen Vorgehen kommen. Ich
habe Verständnis dafür, wenn Län-
der sagen, wir müssen aus einer un-
geordneten Situation wieder in eine
geordnete kommen. Es gibt aber
keine einfachen Antworten.

Für mich sind zwei Dinge klar:
Wenn in Europa Zäune errichtet
werden, ist das zuallererst Aus-
druck von Politikversagen. Und es
ist falsch, Menschen in politische
Geiselhaft zu nehmen, weil euro-
päische Staaten versagen.

SN: Die Idee des Außenministers,
wir machen dicht, bis der
Leidensdruck in anderen EU-
Staaten steigt, ist keine gute?
Ich halte es nicht für richtig, Men-
schen in Geiselhaft zu nehmen, um
andere Länder zu erpressen. Ich
war jetzt in Bulgarien und warne
vor Elendssituationen in Flücht-

lingslagern – mit Bildern, die wir
sonst nur aus Jordanien, dem Nord-
irak oder dem Libanon kennen.

SN:Wie groß ist denn die
Kapazität der Helferinnen
undHelfer in Österreich noch?
Bei uns haben sich seit dem vergan-
genen Sommer 15.000 Freiwillige
gemeldet. Das zeigt das hohe Poten-
zial an Solidarität und Nächstenlie-
be. Das ist eine Renaissance der Zi-
vilgesellschaft, ohne die es im Vor-
jahr zu einem Zusammenbruch ge-
kommen wäre wie in Ungarn.
Dieses Potenzial gibt es nach wie
vor. Ich würde mir von den politisch
Verantwortlichen wünschen, dass
sie mit dieser kostbaren Ressource,
mit dieser Bereitschaft der Bürge-
rinnen und Bürger behutsam umge-
hen. Wir werden mehr Menschen
brauchen, die für sich selbst und für
andere ganz praktisch Verantwor-
tung übernehmen.

Wir haben im Vorjahr gezeigt, wir
können Willkommenskultur. Jetzt
ist es notwendig, dass wir auch eine
tragfähige Ankunftsstruktur der
Aufnahmen und des Miteinanders
entwickeln. Auch dafür werden wir
Bürgerinnen und Bürger brauchen,
die bereit sind, andere zu begleiten,
damit sie verstehen, wie Österreich
funktioniert. Da geht es um das Ver-
einsleben, um Sport, um Kultur, um
die vielen Initiativen, die unser
Land ausmachen. Das alles gehört
ermutigt und gefördert – und nicht
diffamiert. Ich möchte dieses
menschliche Gesicht Österreichs –
von Frauen, Männern, Pensionis-
tinnen, Jugendlichen –, das ich im
Vorjahr an so vielen Orten gesehen
habe, gestärkt wissen. Gemeinsam

„Den Einsatz
stärken, nicht
diffamieren.“
Michael Landau,
Caritas-Präsident

können wir die großen Herausfor-
derungen mit den Flüchtlingen, die
schon da sind, bewältigen.

SN:Muss der Zustrom jetzt
geringer werden?
Was Schweden, Deutschland und
Österreich 2015 geleistet haben,
können diese Länder nicht in glei-
cher Weise Jahr für Jahr fortsetzen,
nicht zuletzt deshalb, damit Inte-
gration gelingen kann. Hier braucht
es eine europäische Lösung.

Aber wer nur das Ende der Will-
kommenskultur einläutet, der läuft
Gefahr, auch das Ende des zivilge-
sellschaftlichen Engagements ins-
gesamt einzuläuten. Davor warne
ich, weil wir diese Solidarität der
Bürgerinnen und Bürger wie einen
Bissen Brot brauchen werden.

SN:Was tut 2016 not?
Solange Krieg herrscht und mit
Waffen viel Geld verdient wird, wer-
den Menschen aus Syrien fliehen.
Daher hoffe ich, dass es gelingt,
Frieden zu schaffen und rasch we-
nigstens einen Waffenstillstand zu
erzielen. Zentral ist zudem die Hilfe
vor Ort, damit die Menschen nahe
ihrer Heimat bleiben können.

Österreich selbst muss ganz ent-
schieden bei der Integration anset-
zen. Je rascher die Menschen inte-
griert werden, umso mehr von den
Chancen werden wir nutzen kön-
nen. Dafür brauchen wir eine Inte-
grationsmilliarde und mehr Selbst-
bewusstsein statt Verzagtheit.

Wir können miteinander er-
staunlich viel, wenn wir das wollen
und wenn wir uns trauen. Ganz vie-
le Gemeinden von Vorarlberg bis ins
Burgenland machen uns das vor.

„Europa zeigt jetzt sein hässliches Gesicht“, sagt Landau. BILD: SN/APA/SCHERIAU
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